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ARBEITSLOSIGKEIT

Eileen Appelbaum, Ronald Schettkat

Das Ende der Vollbeschäftigung? 
Zur Wirtschaftsentwicklung in Industrieländern

Angesichts hoher und zunehmender Arbeitslosenraten in den Industrieländern wird die 
Lösung des Beschäftigungsproblems zu einer Kardinalfrage für Politik und Wissenschaft. 

Welche Faktoren haben die Beschäftigungsentwicklung seit den sechziger Jahren geprägt, 
und welche Schlüsse sind hieraus für die Beschäftigungspolitik zu ziehen ?

n den sechziger Jahren lag die Arbeitslosenquote in 
den wichtigsten Industrieländern (den G-7-Staaten und 

Schweden) bei 2% oder sogar darunter. Ausnahmen wa­
ren die USA und Kanada mit einer Arbeitslosenquote von 
etwa 5%. Bis Anfang der achtziger Jahre ist die Arbeitslo­
sigkeit in diesen Ländern auf circa 10% gestiegen, und 
nur in Schweden und Japan gab es noch Arbeitslosen­
quoten von annähernd 2%. Anfang der neunziger Jahre 
leiden sogar Japan und Schweden unter einer hohen 
oder zunehmenden Arbeitslosigkeit. In Schweden betrug 
die Arbeitslosenquote 1992 rund 5,3% und Ende 1993 
war sie bereits auf 9,0% gestiegen1. Warum sehen sich 
die Industrieländer einer solch dramatischen Zunahme 
der Arbeitslosigkeit gegenüber, und warum entwickelte 
sich die Zahl der Beschäftigten im Verhältnis zur Bevölke­
rung in diesen Ländern dennoch so unterschiedlich (vgl. 
Tabelle)?

Die Erklärungen der Ökonomen für diesen drastischen 
Anstieg der Arbeitslosigkeit reichen vom Einfluß einer 
deflationären nachfragedämpfenden Politik bis zu den 
langfristigen Nachwirkungen der negativen exogenen 
Schocks, die in den siebziger Jahren auftraten, auf der 
einen Seite und von Strukturverschiebungen durch tech­
nologische Entwicklungen oder Charakteristika des Ar­
beitskräftepotentials, die die natürliche Arbeitslosen­
quote erhöhen, bis zu den institutionellen Merkmalen ei­
ner Volkswirtschaft, wie die Stärke der Gewerkschaften, 
sozialstaatliche Institutionen und die Arbeitslosenver­
sicherung auf der anderen Seite.

Prof. Eileen Appelbaum, Ph.D., ist Direktorin des 
Economic Policy Institute (EPI), Washington, D.C.; 
Privatdozent Dr. Ronald Schettkat, 39, ist wissen­
schaftlicher Projektleiter am Wissenschaftszen­
trum Berlin, Forschungsschwerpunkt Wirtschafts­
wandel und Beschäftigung.

Einige dieser Faktoren mögen die Entwicklung der Ar­
beitslosigkeit zum Teil erklären können, und exogene De­
terminanten haben die Probleme der Industrieländer bei 
der Schaffung von Arbeitsplätzen und der Steigerung der 
Reallöhne sicherlich verstärkt. Wir sind jedoch der Auf­
fassung, daß die grundlegende Ursache für den Weg von 
der Vollbeschäftigung in die Arbeitslosigkeit im endoge­
nen Entwicklungsprozeß der Industrieländer selbst liegt. 
Unsere Erklärung stützt sich auf die Tatsache, daß die 
Preiselastizität der Nachfrage für langlebige Konsumgü­
te r -b e i steigendem Wohlstand der Haushalte und ihrer 
zunehmenden Versorgung mit diesen langlebigen Kon­
sumgütern -gesunken ist. Unser Analysemodell ermög­
licht es zu erklären, warum die Industrieländer in den fünf­
ziger und sechziger Jahren einen sich selbst verstärken­
den Prozeß von Vollbeschäftigung und Realeinkom­
menszuwachs erlebten und warum in den achtziger Jah­
ren Arbeitslosigkeit und geringes Einkommenswachstum 
zum Problem wurden. Die Basis unseres Modells ist die 
leicht zu beobachtende Tatsache, daß sich die Produktivi­
tätsentwicklung zwischen den Branchen unterscheidet 
und daß die Güter und Dienstleistungen, die von diesen 
Branchen produziert werden, unterschiedliche Preis-und 
Einkommenselastizitäten der Nachfrage haben. Die 
Preis- und Einkommenselastizitäten der Nachfrage hän­
gen zum Teil davon ab, welche Menge jedes Gutes oder 
jeder Dienstleistung zu laufenden Preisen nachgefragt 
wird. Dabei spiegeln die laufenden Preise die Produktivi­
tätsbedingungen in den verschiedenen Branchen wider2.

Im folgenden wird gezeigt, warum sich Produktivitäts­
wachstum, Beschäftigung und Einkommen nach dem

' OECD: Main Economic Indicators, Dezember 1993.

7 Vgl. zu einer umfassenden Beschreibung des Modells: E. A p p e l - 
b a u m , R. S c h e t t k a t :  Employment Developments in Industria­
lized Economies: Explaining Common and Diverging Trends, Dis­
cussion Paper FS I 93-313, W issenschaftszentrum Berlin für Sozial­
forschung 1993.
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Indikatoren der Wirtschaftsentwicklung

1963
Deutschland 

1973 1983 1989 1991 1963 1973
Japan
1983 1989 1991

Entwicklung der Beschäftigung (1963 = 
Insgesamt

100)
100,0 100,3 93.8 103,4 108,4 100.0 114,5 124,8 133,4 138,6

Landwirtschaft 100,0 61,2 40,6 32,1 30.4 100,0 59,0 44,5 38,8 35,8
Verarbeitendes Gewerbe 100,0 97,9 83.5 84,4 87,2 100.0 134,4 136.9 144,2 150,6

Industriesektor 100.0 97,8 n.v. 86,6 89,8 100,0 130,2 126,9 133,9 139.9
Dienstleistungen 100,0 115,3 133,6 148,6 158,3 100.0 133,4 164.9 183,4 192,6

Anteile an der Beschäftigung (in %)
Landwirtschaft 11,9 7.3 5.0 3,7 3,4 26,0 13,4 9.3 7,6 6,7
Verarbeitendes Gewerbe 48.7 47,5 41,5 39.8 39.2 31,7 37,2 34.8 34,3 34,4

Industriesektor 37,7 36,7 n.v. 31,6 31,2 24,1 27,4 24,5 24,2 24.3
Dienstleistungen 39,3 45,2 53.6 56.5 57,4 42,3 49,3 56,0 58,2 58,8

Beschäftigungsquoten
(in % d e r 15-65jährigen Bevölkerung)
Beschäftigung insgesamt 69,1 66,8 58,2 62,7 64,3 72,4 70,8 71,1 71,7 73,6

Landwirtschaft 8,3 4,9 3.0 2.3 2,2 18,8 9.5 6,5 5,4 4,9
Verarbeitendes Gewerbe 33.7 31,8 25,3 24,9 25,2 22,9 26.4 24,7 24,5 25,4

Industriesektor 26,0 24,5 n.v. 19,8 20.0 17.5 19,4 17,4 17,4 17.9
Dienstleistungen 27,2 30,2 32,6 35,4 36,9 30,6 34,9 39,8 41,7 43,3

Weitere Indikatoren (in %)
Erwerbsquote 69,6 67,5 63.6 67.4 68,1 73.3 71.7 73,0 73,3 75,2
Arbeitslosenquote 0,7 1,0 8,4 7,0 5,6 1,3 1.3 2,6 2,3 2,1

Transfers/BSP (in %) 14,4 17,1 21,3 20,4 19,6 n.v. 10,1 17,4 16,4 16.5
Steuern/BSP (in %) 34,1 38,4 41,5 41,8 41,9 n.v. 21,3 27,1 30,2 30,8

1963
Schweden 

1973 1983 1989 1991 1963 1973
USA
1983 1989 1991

Entwicklung der Beschäftigung (1963 = 
Insgesamt

100)
100,0 106,0 115,5 122,1 118,4 100,0 125.5 148.8 173,2 172,5

Landwirtschaft 100,0 58,4 48,4 33.6 30,2 100,0 74,2 73.5 70,1 70,4
Verarbeitendes Gewerbe 100.0 95,1 84,1 87,6 83,3 100,0 118,7 118.8 131,6 124,3

Industriesektor n.v. n.v. n.v. n.v. n.v. 100,0 116,8 110,7 120.1 113,4
Dienstleistungen 100.0 129,0 162,2 177,6 180,2 100,0 136,0 176,2 211,1 214,3

Anteile an der Beschäftigung (in %)
Landwirtschaft 12,9 7,1 5,4 3.6 3.2 7,1 4.2 3,5 2,9 2,9
Verarbeitendes Gewerbe 41,0 36.8 29.9 29,4 28,2 35.1 33,2 28,0 26,7 25,3

Industriesektor n.v. 27,5 22,3 21,9 20,1 26,6 24,8 19,8 18.5 17,5
Dienstleistungen 46,1 56,0 64,7 67,0 68.5 57,8 62,6 68,5 70,5 71,8

Beschäftigungsquoten
(in % d e r 15-65jährigen Bevölkerung)
Beschäftigung insgesamt 72,4 73,6 78,5 81,7 78,4 60,0 63,4 64,8 71,6 70,5

Landwirtschaft 9.4 5,2 4.3 2.9 2.6 4,3 2.7 2,3 2,1 2,0
Verarbeitendes Gewerbe 29,7 27,1 23.5 24,1 22,6 21,0 21,0 18.2 19,1 17,8

Industriesektor n.v. 20.2 17,5 17,9 16,1 16,0 15,7 12,8 13,2 12,3
Dienstleistungen 33,3 41,3 50.8 54,7 55,0 34,7 39,7 44,4 50,5 50,6

Weitere Indikatoren (in %)
Erwerbsquote 73.6 75,5 81,3 82.8 82,4 63,6 66,6 71,7 75,6 75,6
Arbeitslosenquote 1,7 2.5 3,5 1.3 2,7 5,7 4,9 9,6 5.3 6,7

Transfers/BSP (in %) 10.4 14,1 21,2 22,6 24.5 5,9 9,1 12,4 11,4 13,0
Steuern/BSP (in %) 32,2 41,0 50.7 56.7 69,0 27,0 29,3 27,9 29,2 29,1

Q u e l le :  E. A p p e lb a u m ,  R. S c h e t t k a t :  Employment Developments in Industrialized Economies: Explaining Common and Diverging 
Trends, Discussion Paper FS I 93-313, W issenschaftszentrum Berlin fur Sozialforschung 1993.

Zweiten Weltkrieg zunächst so günstig entwickelten. Un­
sere Theorie erklärt auch, warum die Arbeitslosigkeit in 
den hochindustrialisierten Ländern nicht länger so nied­
rig ist wie zum Beispiel Anfang der sechziger Jahre. Au­
ßerdem erklärt unser Modell, warum die Beschäftigungs­
quoten (das Verhältnis von Beschäftigten zur gesamten

194

Bevölkerung) in diesen Volkswirtschaften seitdem diver­
gieren.

Wir identifizieren drei spezifische wirtschaftspolitische 
Ansätze zur Lösung der Beschäftigungsprobleme, die in 
den Industrieländern angewandt wurden:
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□  eine niedrige Steuerbelastung kombiniert mit ande­
ren Maßnahmen, die eine große Lohn- und Einkommens­
differenzierung erlauben,

□  aktive wohlfahrtsstaatliche Politik sowie

□  passive wohlfahrtsstaatliche Politik.

Die USA und Japan zum Beispiel verfolgen den ersten 
wirtschaftspolitischen Ansatz: Beide Länder erlebten 
eine Ausweitung der Beschäftigung bei den privaten 
Dienstleistungen, die durch eine hohe Lohn- und Einkom­
mensdifferenzierung und eine niedrige Steuerbelastung 
ermöglicht wurde. Zudem bewahrte sich Japan einen ho­
hen Anteil der Beschäftigung in der verarbeitenden Indu­
strie. Dies ist das Ergebnis des japanischen Erfolges auf 
den Weltmärkten, teilweise verursacht durch die natio­
nale Handels- und Industriepolitik. Schweden ist ein Bei­
spiel für den zweiten Politikansatz. Das Land erlebte eine 
Ausweitung der Beschäftigung im öffentlichen Sektor. 
Begleitet wurde dies von niedrigen Lohn- und Einkom­
mensdifferenzen, aber auch von einer zunehmenden 
Steuerbelastung zur Finanzierung des öffentlichen Sek­
tors. Deutschland und andere kontinentaleuropäische 
Staaten schließlich sind Beispiele für den dritten Politik­
ansatz. In diesen Ländern stagnierte die Beschäftigung, 
die Lohndifferenzen waren relativ gering und änderten 
sich kaum, der Anteil der Beschäftigten an der Bevölke­
rung (die Beschäftigtenquote) sank, und die Steuerbela­
stung durch die Finanzierung von Programmen zur Ein­
kommenssicherung nahm zu. Im Anschluß an die Ana­
lyse der Beschäftigungsentwicklungen in den letzten 
Jahrzehnten folgt eine Diskussion der wesentlichen Maß­
nahmen, die sich hieraus für die Wiederherstellung der 
Vollbeschäftigung ergeben.

Der positive Rückkopplungsprozeß

Die wichtigsten Merkmale der Arbeitsmarktentwick­
lung in den Industrieländern bis in die siebziger Jahre wa­
ren niedrige Arbeitslosenquoten, eine Ausweitung der 
Beschäftigung in hochproduktiven Zweigen der verarbei­
tenden Industrie, steigende Einkommen und sinkende 
Lohndifferenzen. Der positive Selbstverstärkungsprozeß 
in der Wirtschaftsentwicklung, der in den USA schon in 
den vierziger Jahren einsetzte, begann in Europa erst in 
den fünfziger Jahren. Die positive Korrelation zwischen 
Produktivitätswachstum und Beschäftigungsausweitung 
in der Industrie legte den Grundstein für die einzigartige 
Zunahme des Wohlstands in den kapitalistischen Indu­
strieländern.

Die Wirtschaftszweige mit hoher und zunehmender 
Produktivität attrahierten Arbeitskräfte durch hohe 
Löhne. Andere Branchen folgten und zahlten im Wettbe­

WIRTSCHAFTSDIENST 1994/IV

werb um Arbeitskräfte ebenfalls höhere Löhne. Die Löhne 
wurden vor allem von den Marktkräften bestimmt. Cha­
rakteristisch für einen wettbewerblichen Arbeitsmarkt im 
Vollbeschäftigungs-Gleichgewicht sind Lohndifferenzen, 
die sich tendenziell verringern, und ein Wachstum der 
Reallöhne in den Industrien jedes Landes, das der Zu­
nahme der gesamtwirtschaftlichen Durchschnittsproduk­
tivität folgt. Demzufolge nahmen die Löhne in Wirt­
schaftszweigen mit einem überdurchschnittlichen Pro­
duktivitätswachstum langsamer zu als die Produktivität 
des entsprechenden Wirtschaftszweiges und Löhne in 
Wirtschaftszweigen mit unterdurchschnittlichem Produk­
tivitätswachstum nahmen rascher zu als die entspre­
chende Produktivität. Entsprechend sanken die relativen 
Preise tendenziell in Branchen mit hohem Produktivitäts­
wachstum und stiegen in Branchen mit niedrigem Pro­
duktivitätswachstum.

Da die Nachfrage nach Gütern und Dienstleistungen 
eine hohe Preiselastizität aufwies, weitete sich der Markt 
für die Produkte aus Wirtschaftszweigen mit hoher und 
zunehmender Produktivität tendenziell aus, während sich 
die Märkte für Produkte aus Wirtschaftszweigen mit ei­
nem niedrigen Produktivitätswachstum tendenziell durch 
den Anstieg der relativen Preise verkleinerten. Diese Ent­
wicklung zeigt Schaubild 1: Das Produktivitätswachstum 
in Sektor 1 führt zu einer steigenden Nachfrage nach Ar­
beitskräften in Sektor 1 und dies wiederum zu einer Erhö­
hung des Gleichgewichtslohns; die Beschäftigung in 
Sektor 2, in dem die Produktivität stagniert, nimmt ab. Im 
Extremfall fällt die Nachfrage nach einigen Dienstleistun­
gen ganz weg, wie diejenige nach Gepäckträgern oder 
Hausangestellten. Am anderen Ende des Spektrums, bei 
hohem Produktivitätswachstum, macht der begrenzte 
Anstieg der Löhne eine noch raschere Ausweitung dieser 
Branchen möglich. Auf diesem Prozeß basiert das be­
rühmte Rehn-Meidner-(oder schwedische)Modell3 der in­
dustriellen Entwicklung, das erfolgreich war, solange die 
Beschäftigung in Branchen mit rasch steigender Produk­
tivität zunahm.

Wirtschaftszweige mit hoher oder steigender Produkti­
vität gab es vor allem in der verarbeitenden Industrie. Die 
Produktivitätssteigerung und die Ausweitung der Be­
schäftigung waren positiv korreliert, weil drei Effekte 
gleichzeitig auftraten: (1) Überdurchschnittliche Steige­
rungen der Produktivität ermöglichten einen Rückgang 
der relativen Preise. Dies führte, da die Nachfrage nach 
Gütern der verarbeitenden Industrie preiselastisch war, 
zu (2) einer Ausweitung der Nachfrage, die höher war als 
der arbeitssparende Effekt des Produktivitätswachstums,

3 Vgl. R. M e id n e r ,  A. H e d b o r g :  Modell Schweden. Erfah- 
rungen einer W ohlfahrtsgesellschaft, Frankfurt, New York 1984.
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und zu (3) steigenden Realeinkommen, die zum Kauf von 
Produkten aus Branchen mit hohen Produktivitätsgewin­
nen genutzt wurden. In Schaubild 1 führt dies zu einer 
Parallelverschiebung der Arbeitsnachfragefunktion des 
Sektors 1. Charakteristisch für diese Expansionsphase 
ist die Ausweitung der Branchen, die langlebige Konsum­
güter produzieren.

Außerdem wurden die Produktivitätsgewinne in dem 
sich selbst verstärkenden positiven Rückkopplungspro­
zeß durch Skaleneffekte beschleunigt, weil sich die 
Märkte für Massenproduktionsgüter vergrößerten. Dies 
führte zu weiteren Produktivitätsgewinnen und zu einem 
weiteren Einkommenswachstum aufgrund steigender 
Produktionszahlen. Unter diesen Bedingungen verloren

Schaubild 1

Preiselastizität für Produkte des 
Sektors 1 größer als 1

Schaubild 2

Preiselastizität für Produkte des 
Sektors 1 kleiner als 1

L 1 . L 2  L I ,  L2

die Arbeitsmarkteffekte unterschiedlicher institutioneller 
Regelungen in den Industrieländern im Vergleich zu den 
Marktkräften, die sich aufgrund der Vollbeschäftigung 
entfalten konnten, an Bedeutung. Dies wird von der empi­
rischen Analyse der Beziehung zwischen Beschäfti­
gungsquoten und Institutionen gestützt, die einen signifi­
kanten Zusammenhang für die achtziger Jahre ergibt, 
aber für die frühen siebziger Jahre keinen signifikanten 
Zusammenhang zeigt4.

Das Ende des positiven Rückkopplungsprozesses

In den siebziger und achtziger Jahren traten in den 
Industrieländern auseinanderstrebende Arbeitsmarkt­
trends in bezug auf die Beschäftigungsquoten, die Ar­
beitslosenquoten, die Wachstumsraten und die Lohndif­
ferenzen auf. Diese auseinanderstrebenden Trends kön­
nen mit institutioneilen Unterschieden zwischen den 
Volkswirtschaften erklärt werden, die die Reaktionen auf 
eine neue Wirtschaftsentwicklung in all diesen Ländern 
prägten: Im Gegensatz zu den fünfziger und sechziger 
Jahren gab es in Branchen mit hohem Produktivitäts­
wachstum eine Stagnation oder sogar einen absoluten 
Rückgang der Beschäftigung, d.h., in der Zeit nach 1970 
hat das Produktivitätswachstum in technisch progressiven 
Branchen zu einem Rückgang der Nachfrage nach Arbeits­
kräften in diesen Branchen geführt (vgl. Schaubild 2). Das 
schnellste Beschäftigungswachstum weisen jetzt die 
Wirtschaftszweige mit niedrigem Produktivitätswachs­
tum auf (der Sektor 2 in Schaubild 2). In Ländern mit zu­
nehmender Beschäftigung und einer zunehmenden Be­
schäftigungsquote ist vor allem der Dienstleistungssek­
tor (der im allgemeinen Aktivitäten mit geringer und lang­
samer wachsender Produktivität umfaßt) gewachsen und 
kompensierte die stagnierende oder sinkende Beschäfti­
gung in der verarbeitenden Industrie.

Länder, denen es nicht gelang, die Beschäftigung von 
den produktiveren güterproduzierenden Branchen zu den 
weniger produktiven Dienstleistungen zu verlagern, hat­
ten eine stagnierende oder nur sehr langsam wachsende 
Beschäftigung zu verzeichnen, wie an den Beschäfti­
gungsquoten in Tabelle 1 zu erkennen ist. Dieser geän­
derte Zusammenhang zwischen Produktivitäts- und Be­
schäftigungswachstum kennzeichnet einen Bruch in der 
Entwicklung der hochindustrialisierten Länder, der häu­
fig, wenn auch ungenau, als der Wandel von der Indu­
striegesellschaft zur Dienstleistungswirtschaft bezeich­
net wird. In dem Moment, in dem das Beschäftigungs­
wachstum von einer rascheren Expansion in Branchen 
mit geringer Produktivität abhängt, erlangen die institu­

4 Vgl. R. E. R o w th o r n :  Centralisation, employment and wage 
dispersion, in: The Economic Journal, Vol. 102 , Mai 1992, S. 506-523.
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tionellen Strukturen der verschiedenen Länder große Be­
deutung. Während der Übergang der Beschäftigung aus 
Branchen mit niedriger Produktivität, die einen geringen 
Lohn zahlen, in hochproduktive, gutzahlende Wirt­
schaftszweige von den Marktkräften reibungslos vollzo­
gen wird, ist es schwer vorstellbar, wie die Marktkräfte 
eine entgegengesetzte Entwicklung vollbringen sollen.

Kern dieses geänderten Zusammenhangs zwischen 
Produktivitäts- und Beschäftigungswachstum ist die Tat­
sache, daß sich die Preiselastizität der Nachfrage nach 
langlebigen Konsumgütern von einer elastischen in eine 
unelastische gewandelt hat, nachdem die Haushalte in 
den Industrieländern nahezu vollständig mit diesen Gü­
tern ausgestattet waren. Produktivitätsfortschritte in die­
sen Wirtschaftszweigen führen noch immer zu einem 
Rückgang der relativen Preise. Diese Preissenkungen re­
sultieren aber nicht mehr in einer Nachfrageexpansion 
dieser Güter, die für einen Beschäftigungsanstieg (oder 
zumindest eine Aufrechterhaltung der Beschäftigung) in 
diesen Branchen ausreicht. Nach OECD-Daten für die 
G-7-Länder nahm in den letzten zwei Dekaden die Be­
schäftigung in der verarbeitenden Industrie in Deutsch­
land und in Italien absolut ab und ging in allen sieben Län­
dern relativ zurück. Der Anteil der Arbeitskräfte in der ver­
arbeitenden Industrie sank in Deutschland und Italien um 
17 Prozentpunkte, in den USA um zehn Prozentpunkte 
und in Großbritannien, Frankreich und Kanada um drei 
Prozentpunkte. Sogar in Japan nahm der Anteil der Be­
schäftigten in der verarbeitenden Industrie um drei Pro­
zentpunkte ab. Das Beschäftigungswachstum in diesen 
Ländern, so es überhaupt zu verzeichnen war, ergab sich 
aus der Absorption eines wachsenden Anteils der Bevöl­
kerung durch den Dienstleistungssektor.

So unterschiedliche Länder wie die USA und Schwe­
den haben einen hohen Beschäftigtenanteil im Dienstlei­
stungsbereich und eine hohe Beschäftigungsquote ge­
mein. Dieses ist jedoch das Ergebnis verschiedener poli­
tischer und institutioneller Gegebenheiten in beiden Län­
dern. In den USA war die rasche Beschäftigungsexpan­
sion eine Folge der Ausweitung privater Dienstleistungen 
mit niedriger Produktivität, was wiederum durch hohe 
Lohnunterschiede erleichtert wurde. In Schweden setzte 
sich auf der anderen Seite eine stark zentralisierte und 
gut organisierte Arbeitnehmerschaft erfolgreich für eine 
solidarische Lohnpolitik und geringe Lohnunterschiede 
ein. Dies verhinderte eine starke Expansion bei den pri­
vaten Dienstleistungen. Da den Arbeitnehmern in den gü­
terproduzierenden und in den Dienstleistungsbranchen 
vergleichbare Löhne gezahlt wurden, ergaben sich für die 
privaten Dienstleistungen hohe relative Preise, was ent­
sprechend den hohen Preiselastizitäten den Markt für
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diese Leistungen beschränkte. Die schwedische Lösung 
dieser Problematik bestand bis in die achtziger Jahren 
darin, die zunehmende Erwerbspersonenzahl in den 
rasch wachsenden öffentlichen Sektor zu integrieren. Als 
Folge stieg die Steuerlast in Schweden erheblich, und 
dies trug in der jüngsten Vergangenheit zum Niedergang 
des schwedischen Modells bei.

Sowohl in den USA als auch in Schweden wurde ein 
steigender Anteil der Bevölkerung erfolgreich in den Ar­
beitsmarkt integriert, und in den USA gelang dies sogar 
bei wachsender Bevölkerungszahl. Diese Länder reprä­
sentieren jeweils Beispiele für eine Politik der Beschäfti­
gungsausweitung durch Lohndifferenzierung bzw. durch 
einen aktiven Wohlfahrtsstaat. Ein abweichender wirt­
schaftspolitischer Ansatz wurde in den kontinentaleuro­
päischen Wohlfahrtsstaaten verfolgt. Hier begrenzten In­
stitutionen wie die soziale Sicherung und relativ geringe 
Lohnunterschiede die Ausweitung der offiziellen Be­
schäftigung in Sektoren mit niedriger Produktivität. Um 
die entstehende Arbeitslosigkeit zu verringern, ergriffen 
diese Länder Maßnahmen zur Senkung der Erwerbsper­
sonenzahl durch Einführung eines Vorruhestandes und 
durch eine geringe Erwerbsbeteiligung von Frauen. 
Diese passiven sozialstaatlichen Maßnahmen sicherten 
die Einkommen durch Transfers, wirkten aber gleichzeitig 
mindernd auf die Erwerbsbeteiligung. In der Folge stieg 
auch hier die Steuerlast an, aber geringer als in Schwe­
den. Der geringe Anteil der Beschäftigten an der Bevölke­
rung, die hohen Steuerlasten und der hohe Anteil der 
Transfers am BIP dieser Länder ist der Tabelle zu entneh­
men.

Selbst dort, wo die Beschäftigung im Dienstleistungs­
bereich expandierte, setzte dies doch keinen positiven 
Rückkopplungsprozeß in Gang. Es ist zwar richtig, daß 
die Nachfrage nach weiblichen Arbeitskräften mit der Be­
schäftigung im Dienstleistungsbereich zunahm, und daß 
eine zunehmende Beschäftigung von Frauen zu einer 
Substitution von unbezahlter Hausfrauenarbeit durch be­
zahlte Dienstleistungen führte, doch kam es zu keinen 
positiven Rückkopplungseffekten, die zu einer steigen­
den Produktivität und steigenden Löhnen hätten beitra­
gen können. Dies ist eine Folge davon, daß anders als in 
den meisten Bereichen der verarbeitenden Industrie, bei 
den Dienstleistungen mit niedrigem Produktivitätswachs­
tum keine Skalenerträge auftreten, wenn die Produk­
tionsmenge steigt. Dementsprechend hat ein expandie­
render Markt für diese Dienstleistungen nicht automa­
tisch steigende Produktivitäten zur Folge.

Der positive Rückkopplungseffekt von Produktivitäts­
wachstum, Marktausweitung und Beschäftigungsexpan­
sion, der für die wirtschaftliche Entwicklung der Industrie­
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länder charakteristisch war, wirkt also nicht mehr. Eine 
deflationäre Politik kann die Probleme von Beschäftigung 
und mangelhaftem Einkommenswachstums nur ver­
schärfen. Eine expansive Fiskal- und Geldpolitik ist aber 
nicht mehr ausreichend, um die Volkswirtschaft durch­
starten zu lassen und ein akzeptables Einkommen und 
eine hohe Beschäftigung zu realisieren. Dafür sind neue 
Ansätze erforderlich.

Die Förderung der Beschäftigung

Jeder Theorie, die eine dynamische Wirtschaftsent­
wicklung in einem Zwei-Sektoren-Modell darstellt, fehlen 
zwangsläufig viele Besonderheiten der aktuellen ökono­
mischen Entwicklung. Unser einfaches Modell erfaßt je­
doch die wichtigsten Merkmale der Wirtschaftsentwick­
lung in den Industrieländern und läßt bedeutende Schluß­
folgerungen für die Wirtschaftspolitik zu. Vor allem ver­
deutlicht unsere Analyse, daß weder Regulierungen des 
Arbeitsmarktes noch eine verfehlte makroökonomische 
Politik die bestimmenden Ursachen für eine „Deindustria­
lisierung“ (d.h. den Rückgang des Anteils gutbezahlter 
Arbeitsplätze in der verarbeitenden Industrie) oder für die 
allgemeinen Beschäftigungsprobleme sind. Die Wurzeln 
des Übels lagen im wirtschaftlichen Entwicklungsprozeß 
selbst. Wenn überhaupt können fehlgeschlagene Experi­
mente hinsichtlich einer Deregulierung der Finanzmärkte 
und die angebotsorientierte Wirtschaftspolitik der achtzi­
ger Jahre als Versuche verstanden werden, mit Proble­
men fertigzuwerden, die konventionellere Ansätze in den 
siebziger Jahren nicht hatten bewältigen können. Die ge­
genwärtigen Angriffe auf die Regulierungsvorschriften 
des Arbeitsmarktes und die Sozialpolitik werden, wenn 
sie sich durchsetzten sollten, auch keinen größeren Er­
folg bei der Wiederbelebung der Beschäftigung in der ver­
arbeitenden Industrie haben. Selbst Maßnahmen zur 
Weiterbildung der Arbeitnehmer, zur Verbesserung der 
technologischen Ausstattung in der verarbeitenden Indu­
strie und zur Reform des Arbeitsablaufs werden -  so 
wichtig sie auch zur Verbesserung des Lebensstandards

und zur Aufrechterhaltung der Marktanteile für die Firmen 
in den Industrieländern bei verarbeiteten Gütern sein 
mögen -  den Rückgang des Anteils der Beschäftigten in 
der verarbeitenden Industrie nicht aufhalten.

Welche Politiken können dann in den Industrieländern 
das Wachstum der Beschäftigung im allgemeinen und bei 
den hochbezahlten Arbeitsplätzen im besonderen för­
dern? Nach unserer Analyse gibt es mehrere Ansätze. 
Am vielversprechendsten sind Maßnahmen zur Verbes­
serung des Lebensstandards und zur Entwicklung der 
Märkte in weniger industrialisierten Volkswirtschaften, 
Maßnahmen zur Förderung der Produkt- und Prozeßin- 
novation bei den Dienstleitungen und zur Entwicklung 
neuer Technologien, die der Befriedigung artikulierter, 
aber nicht erfüllter Bedürfnisse (zum Beispiel nach Um­
weltverbesserung) dienen, und Maßnahmen zur Auswei­
tung der öffentlichen Investitionen. Wir analysieren diese 
Maßnahmen im Rahmen unseres Modells sowie die Be­
schäftigungseffekte einer breiten Lohndifferenzierung, 
einer Flexibilisierung der Löhne nach unten und einer 
Verkürzung der Arbeitszeit.

Politiken zur Verbesserung des Lebensstandards

Die mit einer Marktsättigung einhergehenden Pro­
bleme können überwunden und die Nachfrage nach lang­
lebigen Konsumgütern und anderen verarbeiteten Pro­
dukten des verarbeitenden Gewerbes kann erhöht wer­
den, indem die niedrigen Einkommen in den Industrielän­
dern und die Einkommen in den weniger entwickelten 
Ländern steigen. Ein „Marshall“ -Plan für Osteuropa und 
die Staaten der Dritten Welt wird beispielsweise zu einer 
Ausweitung der internationalen Märkte solcher Güterfüh- 
ren, die von technologisch fortgeschrittenen Branchen 
produziert werden. Mittelfristig kann das zu einer erhöh­
ten Beschäftigung in den Industrieländer führen, in denen 
sich derzeit ein großer Teil der weltweiten Produktions­
kapazität dieser Sektoren befindet. (Der Weltmarktanteil 
und die Zahl der Arbeitsplätze hängen davon ab, ob eine
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gut ausgebildete Arbeitnehmerschaft, neueste Technolo­
gien und eine moderne Arbeitsorganisation vorhanden 
sind.) Langfristig werden diese Branchen tendenziell in 
die Entwicklungsländer und damit in Märkte, die sie be­
dienen, abwandern. Dann aber beginnen andere Maß­
nahmen, die hinsichtlich ihrer Beschäftigungseffekte in 
den Industrieländern eine längere Anlaufzeit benötigen, 
Ergebnisse zu zeigen.

So wird eine Handelspolitik mit dem Ziel der Öffnung 
der Weltmärkte die Beschäftigung und den Lebens­
standard sowohl in den Ländern mit hohen wie in den 
Ländern mit niedrigen Löhnen steigern. Maßnahmen zum 
Abbau von Handelsschranken haben positive Effekte auf 
die Beschäftigung bei den Handelspartnern und sind 
merkantilistischen Praktiken vorzuziehen, die es einigen 
Ländern erlauben, sich auf Kosten anderer zu entwickeln, 
und die nur dann funktionieren, wenn letztere nicht mit 
Retorsionsmaßnahmen reagieren.

Produkt- und Prozeßinnovationen

Breitangelegte, grundlegende Innovationen, die zur 
Entwicklung einer Vielzahl neuer Produkte und zur Ent­
stehung neuer Märkte um diese Produkte herum führen, 
können die Beschäftigung in technisch fortgeschrittenen 
Industriebranchen erhöhen. Hierzu sind Maßnahmen er­
forderlich, die die innovativen Kräfte der Unternehmen 
unterstützen, und es ist gut möglich, daß einzelne Firmen 
oder eine ganze Branche in einem bestimmten Land die 
preiselastische Nachfrage nach solchen neuen Produk­
ten auf sich ziehen kann. Dann werden weitere Verbesse­
rungen der Herstellungstechniken, die die Produktivität 
erhöhen und den Preis senken, den Markt für diese neuen 
Güter und die Beschäftigung in diesen neuen Verarbei­
tungssektoren ausweiten. Innovationspolitische Maß­
nahmen sind bei einem offenen Weltmarkt, auf dem Län­
der global miteinander konkurrieren, existentiell.

Um einen deutlichen Beschäftigungseffekt in der ver­
arbeitenden Industrie zu erzielen, muß aber eine neue 
grundlegende Technologie entwickelt und angewandt 
werden, die in der Lage ist, einen neuen Kondratieff- 
Zyklus entstehen zu lassen. Auch wenn man sich im vor­
aus schwer vorstellen kann, welche Technologien einen 
neuen Kondratieff-Zyklus auslösen könnten, gehört 
hierzu vielleicht die Entwicklung von Produkten zur Ver­
besserung der Umweltqualität. Untersuchungen in den 
Industrieländern zeigen regelmäßig, daß ein großer Teil 
der Bevölkerung in Sorge um die Umwelt ist und saubere­
res Wasser sowie reinere Luft und umweltschonendere 
Produkte begrüßen würde. Für die Entwicklung von Um­
welttechniken ist aber mehr nötig als eine Innovations­
politik.
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Da die Umwelt eher ein öffentliches als ein privates Gut 
ist, wird es schwierig sein, eine Markt-Nachfrage nach 
Umwelttechniken zu stimulieren, weshalb eine solche Ent­
wicklung entweder von öffentlichen Ausgaben oder von 
staatlich festgelegten Umweltstandards abhängen wird. 
Im letzteren Fall würden Umwelt-Technologien in andere 
marktfähige (private) Güter eingehen (zum Beispiel Elek­
tromotoren in Autos). Die Nachfrage nach diesen Techno­
logien ergibt sich dann aus der Nachfrage nach Produk­
ten, die zur Befriedigung anderer Bedürfnisse konsumiert 
werden, und sie hat daher möglicherweise nur begrenzte 
arbeitsplatzschaffende Effekte. Diese werden allerdings 
zunehmen, wenn Umweltnormen derart festgelegt wer­
den, daß private Konsumgüter früher veralten (indem 
Fahrzeugen keine Betriebsgenehmigung mehr erteilt 
wird, die rigorose Emissions-Standards nicht erfüllen), 
oder wenn der Staat über seine öffentlichen Ausschrei­
bungen einen Markt für solche Güter schafft (indem zum 
Beispiel seitens der lokalen Verwaltungen nur Fahrzeuge 
mit Elektromotoren nachgefragt werden).

Preisunelastische Nachfrage

Während innovationsfördernde Maßnahmen bedeu­
tende Beschäftigungseffekte haben können, wenn sie zu 
einem breiten technologischen Durchbruch führen, ha­
ben Innovationen, die sich auf eine graduelle Verbesse­
rung existierender und/oder eine Substitution bestehen­
der Produkte beschränken, nur eine begrenzte Wirkung 
auf die Beschäftigung. Japan und Deutschland mögen zu 
den Ländern zählen, die während der letzten zwei Jahr­
zehnte eine innovationsfördernde Politik betrieben ha­
ben. Wie wir aber bereits festgestellt haben, gab es in 
Deutschland und Japan trotz ihrer Erfolge auf den Welt­
märkten keine Erhöhung des Anteils der Industriebe­
schäftigung. In Deutschland sank die Beschäftigung in 
der Industrie sogar absolut. Zum größten Teil ist dies auf 
Arbeitsplatzverluste in technisch fortgeschrittenen Indu­
strien zurückzuführen, die ausgereifte Produkte produ­
zieren und in den Industrieländern auf eine unelastische 
Nachfrage stoßen. Der Verlust an Arbeitsplätzen ver­
stärkte sich mit zunehmender Konkurrenz aus den 
Schwellenländern.

Obwohl es also für die Industrieländer wichtig ist, eine 
innovationsfördernde Politik zu betreiben, reichen solche 
Maßnahmen bei Ausbleiben eines neuen Kondratieff- 
Zyklus nicht aus, um die Beschäftigung in der Industrie zu 
erhöhen. Die zu beobachtenden immer kürzeren Pro­
duktzyklen bedeuten, daß sich die Produkte rasch vom 
preiselastischen in den preisunelastischen Bereich der 
Nachfragekurve bewegen. Die Computer-Industrie, in der 
sich gegenwärtig starke Umwälzungen vollziehen, kann 
als Beispiel für solch eine rasche Marktsättigung und Ent-
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Wicklung zu einer preisunelastischeren Nachfrage sowie 
für kontinuierliche Produktinnovationen dienen.

Prozeßinnovationen durch den Einsatz neuer Maschi­
nen und der Reorganisation der Arbeit mit dem Ziel, eine 
kontinuierliche Verbesserung der Effizienz und der Quali­
tät zu erreichen, haben gleichermaßen begrenzte Wir­
kungen auf die Beschäftigung in der Industrie. Solche 
Maßnahmen sind zur Erhaltung des Marktanteils für In­
dustrieunternehmen erforderlich, sie sind aber für eine 
Ausweitung der Beschäftigung in Branchen mit Gütern im 
preisunelastischen Bereich der Nachfragekurve nicht 
ausreichend. Fehlschläge bei der kontinuierlichen Ver­
besserung der Effizienz und der Qualität können sich al­
lerdings verheerend auf die Beschäftigung auswirken, da 
die inländischen Produzenten Märkte an Konkurrenten 
verlieren können, die bei solchen Anstrengungen erfolg­
reicher sind.

Preiselastische Nachfrage

Davon ausgenommen sind Industrien, die Güter mit 
preiselastischer Nachfrage produzieren. Dort werden Ef­
fizienzsteigerungen in Preissenkungen umgesetzt, die zu 
einer Expansion des Marktes und der Beschäftigung füh­
ren. In Branchen, in denen die Unternehmen innovativ in 
bezug auf Produkttechnologien, Prozeßtechnologien und 
die Arbeitsorganisation sind, kann die Beschäftigung 
deutlich wachsen.

Unglücklicherweise konzentrieren sich Maßnahmen 
zur Verbesserung des Produktionsprozesses auf die Her­
stellung von Gütern. Doch geht man davon aus, daß die 
Nachfrage nach Dienstleistungen eine hohe Preis-(und 
Einkommens-)elastizität aufweist, d.h. die Nachfrage 
nicht gesättigt ist und deutlich auf einen Rückgang der re­
lativen Preise für Dienstleistungen reagiert, dann könn­
ten Produktivitätssteigerungen gerade in solchen Bran­
chen zu einer Expansion der Nachfrage und der Beschäf­
tigung führen. Obwohl viele personenbezogene Dienstlei­
stungen kaum Möglichkeiten für eine Effizienzsteigerung 
aufweisen und die Produktivität bisher stagniert, gilt dies 
nicht für alle Dienstleistungsbereiche. Installations- und 
Reparaturleistungen, die Informationssammlung und 
-aufbereitung, Buchhaltungs- und Planungsdienstlei­
stungen, die Entwicklung von Software und anderes ver­
zeichnen im Gefolge der Neuorganisation von Arbeits­
abläufen und Prozeßverbesserungen deutliche Wachs­
tumsgewinne.

Die Lehre aus den Erfahrungen in der verarbeitenden 
Industrie lautet, daß eine Steigerung der Produktivität der 
vermarkteten Dienstleistungen einerseits und die Vertei­
lung der Wachstumsgewinne auf die Arbeitnehmer, die 
Unternehmer und die Konsumenten andererseits eine

vielversprechende Chance für eine Erhöhung von Löh­
nen und Lebensstandard bieten kann, wobei gleichzeitig 
der Markt für solche Leistungen erweitert und die Be­
schäftigung erhöht wird. Im öffentlichen Sektor reduzie­
ren solche Effizienzgewinne die Steuerlast bei einem ge­
gebenen Leistungsniveau.

Öffentliche Investitionen und kollektiver Konsum

Die öffentlichen Investitionen beeinflussen die Nach­
frage und die Beschäftigung über verschiedene Mecha­
nismen. Öffentliche Investitionen erhöhen direkt die 
Nachfrage nach Gütern und damit die Beschäftigung in 
der verarbeitenden Industrie. Die Fähigkeit der inländi­
schen Produzenten, diese Nachfrageerhöhung auf sich 
zu ziehen, hängt allerdings davon ab, (a) wie wettbe­
werbsfähig diese Unternehmen auf den Weltmärkten 
sind und (b) wie stark bei öffentlichen Ausschreibungen 
ein inländischer Anbieter bevorzugt wird. Öffentliche In­
vestitionen werden wahrscheinlich die Produktivität der 
inländischen Industrien des Privatsektors erhöhen. Wird 
die höhere Produktivität in Form geringerer Preise an die 
Konsumenten weitergegeben, expandiert der Markt für 
diese Güter. Die Beschäftigungseffekte hängen aller­
dings davon ab, ob die Nachfrage nach Gütern der betrof­
fenen Branchen preiselastisch oder preisunelastisch ist. 
Positive Effekte sind bei elastischer Nachfrage und nega­
tive bei unelastischer Nachfrage zu erwarten. Die indirek­
ten Beschäftigungseffekte öffentlicher Investitionen sind 
deshalb am größten, wenn durch sie die Entwicklung 
neuer Produkte beschleunigt oder die Produktivität in 
stagnierenden, aber preiselastischen Dienstleistungsbe­
reichen erhöht wird.

Öffentliche Ausgaben für Dienstleistungen können 
ebenfalls die Beschäftigung erhöhen. Wenn die Hypo­
these hierarchischer Bedürfnisse zutrifft, können wir eine 
weitere Zunahme der Ausgaben für Dienstleistungen an­
tizipieren. Offensichtlich gibt es in den Industrieländern 
einen breit akzeptierten Bedarf an mehr Dienstleistungen 
wie die Diskussion über die Reform des Gesundheitswe­
sens in den USA und der Pflegeversicherung in Deutsch­
land zeigt. Diese personenbezogenen Dienstleistungen 
waren allerdings durch ein geringes Produktivitätswachs­
tum gekennzeichnet.

Insbesondere bei Dienstleistungen wie der Kranken­
pflege oder der Kinderbetreuung sind Produktivitätsge­
winne nur schwer vorstellbar. Bei gegebener geringer 
Produktivität und geringen Produktivitätsgewinnen in den 
personenbezogenen Dienstleistungen kann eine Be­
schäftigungsexpansion in diesen Bereichen nur auf zwei 
Wegen erreicht werden: zum einen durch eine relative 
Lohnsenkung, die die relativen Preise dieser Dienstlei-
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stungen auf niedrigem Niveau hält, und zum anderen 
durch ein öffentliches Angebot derartiger Leistungen5. 
Wenn die Löhne in Bereichen mit niedrigem Produktivi­
tätswachstum im gleichen Umfang wie die Löhne in 
Bereichen mit hohem Produktivitätswachstum steigen, 
nehmen die relativen Preise der erstgenannten zu und die 
nachgefragten Mengen ab. Dies wird gelegentlich als 
„Kostenproblematik technologisch stagnierender Dienst­
leistungen" bezeichnet.

Wenn Dienstleistungen öffentlich angeboten oder öf­
fentlich subventioniert werden, können im Prinzip auch 
Löhne gezahlt werden, die vom Niveau und der Entwick­
lung her den Löhnen in den Branchen mit hohem techni­
schen Fortschritt vergleichbar sind, ohne daß die Nach­
frage darunter leidet. Ein gutes Beispiel hierfür ist die Kin­
derbetreuung. Wenn von Erziehern erwartet wird, daß sie 
eine angemessene Ausbildung im Bereich der Vorschul­
erziehung haben und dementsprechend entlohnt werden, 
können sich nur wenige Haushalte eine private Kinderbe­
treuung leisten. Öffentliche Kindertagesstätten, wie öf­
fentliche Schulen, befriedigen die Nachfrage nach Kin­
dertagesplätzen. Sie zahlen Löhne, die denen anderer 
Arbeitskräfte mit ähnlicher Ausbildung vergleichbar sind. 
Finanziert werden öffentliche Dienstleistungen über 
Steuereinnahmen. Steigende Löhne für Arbeitsplätze im 
öffentlichen Dienst werden die Steuern erhöhen, wenn -  
wie bei den Kindertagesstätten -  bei Erstellung dieser 
Dienstleistungen keine Produktivitätsfortschritte reali- 
sert werden.

Die Löhne im öffentlichen Sektor lassen sich leichter 
erhöhen, wenn die Reallöhne in der gesamten Volkswirt­
schaft steigen. Sie belasten aber viele Steuerzahler, 
wenn die Reallöhne stagnieren oder sogar sinken. Da zu­
dem die Arbeitsplätze im öffentlichen Dienst sicherer als 
im privaten Sektor sind, gibt es im Privatsektor stärkere 
Anreize für eine Lohnzurückhaltung. Dies kann -  wie in 
Schweden -  dazu führen, daß die Löhne im öffentlichen 
Dienst stärker ansteigen als im Privatsektor und sich so 
die Unzufriedenheit der Steuerzahler verstärkt. Letztlich 
kann die öffentliche Bereitstellung von Dienstleistungen 
oder deren Subventionierung zu Ineffizienzen führen. 
Diese müssen nicht größer als bei Unternehmen des Pri­
vatsektors sein, doch gibt es im Gegensatz dazu keinen 
Marktmechanismus als Disziplinierungsinstrument. Die­
ses Problem sollte in jedem Programm zur Erweiterung 
der öffentlichen Dienstleistungen direkt berücksichtigt 
werden.

5 Vgl. F. W. S c h a r p f :  S tru c tu re s o fP o s t- ln d u s tr ia lS o c ie ty -o r- 
Does Mass Unemployment Disappear in the Service and Information 
Economy?,in: E. A p p e lb a u m ,  R. S c h e t t k a t :  LaborM arket 
Adjustments to Structural Change and Technological Progress, New 
York, Westport, London 1990, Praeger Publishers, S. 17-35.

Lohndifferenzen

Alternativ wird eine starke Lohndifferenzierung das 
Angebot an gering entlohnten Dienstleistungen so lange 
erhöhen, wie es genügend Arbeitskräfte für solche Ar­
beitsplätze gibt. Niedrige Löhne für derartige Dienstlei­
stungen beseitigen ihr „Kostenproblem“ , während auf Ar­
beitsplätzen, auf denen hohe Löhne erzielt werden, die 
entsprechenden Einkommen verdient werden, um diese 
Dienstleistungen nachzufragen. Sollte aber das Angebot 
an niedrig entlohnten Arbeitskräften abnehmen und nicht 
mehr ausreichen, um die Nachfrage nach derartigen 
Dienstleistungen zu befriedigen, werden auch dort die 
Löhne steigen. Dann ändern sich die relativen Preise, und 
die Nachfrage nach solchen Dienstleistungen wird in dem 
Maße abnehmen, in dem sich die Leistungen relativ ver­
teuern. Gleichzeitig werden sie zunehmend durch Eigen­
leistungen substituiert. Da die Nachfrage nach Dienstlei­
stungen sehr preiselastisch ist, haben Preissteigerungen 
deutliche Mengeneffekte zur Folge.

Staatliche Subventionen für Niedriglohn-Arbeiten 
durch eine Negativsteuer können die Unterschiede in den 
relativen Preisen aufrechterhalten und die Konsequen­
zen der Lohnunterschiede auf die Einkommen mildern. 
Sie kann eine Niedriglohn-Beschäftigung in bestimmten 
Branchen stabilisieren. Hohe Lohndifferenzen schaffen 
aber ein Anreiz- und ein Selektionsproblem, weil die Ar­
beitnehmer nicht bereit sind, in die Ausbildung für niedrig 
entlohnte "Tätigkeiten zu investieren. Um eine negative 
Auswahl dort zu vermeiden, wo spezielle Fähigkeiten not­
wendig sind, wie in der Krankenpflege oder der Erzie­
hung, sollten sich die Löhne nicht zu stark von denjenigen 
unterscheiden, bei denen technischer Fortschritt reali­
siert wird und bei denen vergleichbare Anforderungen an 
die Ausbildung gestellt werden. Angesichts dieses Di­
lemmas bei Dienstleistungen mit hohen Qualifikations­
anforderungen ist die Niedriglohn-Strategie auf solche 
Dienstleistungen begrenzt, bei denen nur geringe Anfor­
derungen an die Ausbildung gestellt werden. Eine Nega­
tivsteuer kann zwar das Preis-/Lohnproblem einiger 
Dienstleistungen lösen, nicht jedoch das Anreizproblem 
bei Investitionen in Humankaptial. Große Lohndifferen­
zen verringern die Bereitschaft der Arbeitnehmer, in die 
Ausbildung niedrig entlohnter aber qualifizierter Tätigkei­
ten zu investieren, und führen zu einem gesellschaftlich 
suboptimalen Niveau bei diesen Investitionen.

Lohnflexibilität nach unten

Lohnflexibilität nach unten kann es den Unternehmen 
der verarbeitenden Industrie, die sich im preisunelasti­
schen Bereich der Nachfragefunktion befinden, ermögli­
chen, die Nachfrage nach ihren Gütern auszuweiten und
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dadurch einige Arbeitsplätze zu erhalten. Der quantita­
tive Effekt wäre allerdings gering, denn die preisunelasti­
sche Nachfrage führt dazu, daß die Mengen nur geringfü­
gig auf Preissenkungen im Gefolge der Lohnsenkungen 
reagieren. In jedem Fall wären die Beschäftigungseffekte 
eines Lohnrückgangs nur kurzfristig und würden durch 
den zukünftigen Produktivitätsanstieg wieder aufgezehrt. 
Die Unternehmen können den technischen Fortschritt 
nicht aufhalten, und der technische Fortschritt in Bran­
chen, die sich auf dem preisunelastischen Teil der Nach­
fragekurve befinden, führt selbst dann zu einem Beschäf­
tigungsrückgang, wenn die Preise fallen und die Produk­
tionsmenge steigt. Zudem würde eine Verlangsamung 
des Produktivitätsfortschritts die Position der Firmen im 
Preis- wie auch im Qualitätswettbewerb beeinträchtigen, 
da Produkt- und Prozeßinnovationen gewöhnlich eng mit­
einander verknüpft sind.

Lohnzurückhaltung in Form von Löhnen, die weniger 
rasch als die Produktivität zunehmen, kann dann auch ei­
nen stärker positiven Beschäftigungseffekt in Unterneh­
men und Branchen im preiselastischen Teil der Nachfra­
gekurve entfalten, da sie dort starke quantitative Effekte 
hat. Eine US-Studie zu den Beschäftigungswirkungen 
der Lohnflexibilität nach oben und unten hat gezeigt, daß 
in den siebziger Jahren eine Lohnzurückhaltung im tech­
nologisch progressiven Bereich mehr Arbeitsplätze zu­
sätzlich geschaffen hätte, als die Lohnflexibilität nach un­
ten im technologisch stagnierenden Bereich erhalten 
konnte6. Die Möglichkeiten einer Politik der Lohnzurück­
haltung zur Schaffung von Arbeitsplätzen sind ungleich 
verteilt. Sie sind am größten in Unternehmen, die sich auf 
dem preiselastischen Teil der Nachfragekurve befinden, 
und sie sind gering in Unternehmen auf dem preisunela­
stischen Teil der Nachfragekurve. Eine Politik der Lohn­
zurückhaltung und zu geringer Lohnunterschiede kann 
allerdings auch zu Motivationsproblemen und Ineffizien­
zen im Unternehmen führen7.

Verkürzung der Arbeitszeit

Wird schließlich die Produktivitätssteigerung im 
Sektor mit hohem technischen Fortschritt für eine Kür­
zung der Arbeitszeit anstelle von Lohnsteigerungen ge­
nutzt, könnten in diesem Sektor Arbeitsplätze erhalten

* Vgl. L. A. B e l l ,  R. B. F r e e m a n :  Does a Flexible Wage 
Structure Increase Employment?: The U.S. Experience, NBER Working 
Paper Nr. 1604, Cambridge, MA, National Bureau of Economic 
Research, 1985.

7 Vgl. R. B. F r e e m a n ,  R. G ib b o n s :  Getting Together and 
Breaking Apart: the decline of centralised collective bargaining. With 
special reference to Sweden. Paper presented at the Conference on 
Labor Contracts and Mobility. European University Institute, Florenz
1993. Vgl. R. R a m a s w a m y , R. R o w th o r n e :  Centralized
Bargaining, Efficiency Wages, and Flexibility, IMF Working Paper, 
WP/93/25, 1993.

werden. Das heißt, der Rückgang der wöchentlichen oder 
der jährlichen Arbeitszeit kann in diesem Sektor den ar­
beitssparenden Effekt von Produktivitätssteigerungen 
ausgleichen, zumindest bis zur nächsten Produktivitäts­
steigerungsrunde. Wenn allerdings die Arbeitszeit stär­
ker gesenkt wird als die Produktivität steigt, was in tech­
nologisch stagnierenden Sektoren wahrscheinlich ist und 
auch in einzelnen Bereichen des Sektors mit hohem tech­
nischen Fortschritt der Fall sein kann, dann werden die 
Kosten und damit auch die Preise im Privatsektor bzw. die 
Steuern im öffentlichen Sektor steigen. Dies kann die ge­
samten Arbeitsstunden der Volkswirtschaft und mögli­
cherweise die Beschäftigung verringern, wobei die Ko­
stenwirkung um so wahrscheinlicher ist, wenn die Löhne 
bei einer Arbeitszeitverkürzung steigen.

Schlußfolgerung

Die Probleme der Arbeitslosigkeit und/oder der Stag­
nation bzw. des Rückgangs der Reallöhne, die seit An­
fang der siebziger Jahre in den Industrieländern beste­
hen, wurden von Wirtschaftswissenschaftlern und Politi­
kern als eine Art „Mysterium“ angesehen. Lange Listen 
von möglichen Verursachungsfaktoren wurden zusam­
mengetragen, um die hohe Arbeitslosigkeit in dem einen 
Land, das langsame Wachstum in dem anderen und die 
intensive Lohnkonkurrenz in einem dritten Land zu erklä­
ren. Doch die fundamentalen Zusammenhänge wurden 
ignoriert, und ernsthafte Versuche der Politiker, dieses 
Problem zu verstehen und zu bewältigen, hat es nicht ge­
geben. Statt dessen wurde den Arbeitnehmern geraten, 
sich an Marktkräfte, die außerhalb ihrer Kontrolle liegen, 
„anzupassen“ und geduldig auf den Aufschwung zu war­
ten. Interventionen der Politik wurden als wenig fruchtbar 
oder sogar als kontraproduktiv angesehen.

Mittlerweile sollte deutlich geworden sein, daß die Be­
schäftigungsprobleme in den Industrieländern langfristi­
ger Art sind und sich nicht durch einen einfachen Kon­
junkturzyklus erklären lassen. Unsere Analyse verdeut­
licht die Ursachen der Beschäftigungsentwicklung in den 
letzten Dekaden, sie erklärt sie aus dem wirtschaftlichen 
Entwicklungsprozeß selbst und weist einige Maßnahmen 
zur Bewältigung des Problems auf. Sie fordert beide kon­
ventionellen Anschauungen des Arbeitslosigkeitspro­
blems heraus: Weder eine stärkere Austeritätspolitik und 
weniger Staat werden Vollbeschäftigung und steigende 
Reallöhne herbeiführen, noch wird eine traditionelle 
keynesianische Politik dies schaffen. Unsere optimi­
stische Schlußfolgerung lautet, daß das Arbeitsplatzpro­
blem zwar schwierig zu lösen, aber dennoch nicht unlös­
bar ist. Gefordert sind Maßnahmen, die den eigentlichen 
Kern dieses Problems angehen und nicht an den mannig­
fachen Symptomen kurieren.
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